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Sehr geehrter Herr Schöler, 
mit einem umfangreichen Konjunkturpaket will die Große Koalition 
die Wirtschaft wieder in Schwung bringen. Die im Konjunkturpaket 
enthaltene kurzfristige Absenkung der Umsatzsteuersätze hat die 
Unternehmen jedoch geradezu überrumpelt. Angesichts der Kom-
plexität des Umsatzsteuerrechts ist das ein Bärendienst an der 
Wirtschaft. Wir haben aber eine umfangreiche Übersicht für Sie 
zusammengestellt, was im Zusammenhang mit den Änderungen bei 
der Umsatzsteuer zu beachten ist. Über die anderen steuerlichen 
Elemente des Konjunkturpakets sowie die Überbrückungshilfe für 
besonders betroffene Betriebe lesen Sie dagegen mehr im Haupt-
teil dieser Ausgabe. Außerdem geht es um folgende Themen: 
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Konjunkturpaket nach der Corona-Krise ..................................... 2 
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Konjunkturpaket nach der Corona-Krise 

Die Große Koalition hat ein umfangreiches Konjunkturpaket 
mit vielen Änderungen im Steuerrecht geschnürt. 

Wie erwartet hat die Große Koalition ein umfangreiches Konjunk-
turpaket beschlossen, um die Wirtschaft nach der Corona-Krise 
wieder in Schwung zu bringen. Die große Überraschung in diesem 
Konjunkturpaket und der mit Abstand teuerste Posten ist die be-
fristete Absenkung der Umsatzsteuersätze. Auch sonst wird im 
Steuerrecht an vielen Stellen geschraubt, um Kauf- und Investiti-
onsanreize zu setzen. Alle steuerlichen Änderungen sind im „Zwei-
ten Corona-Steuerhilfegesetz“ zusammengefasst. Dieses Gesetz 
haben Bundestag und Bundesrat noch im Juni verabschiedet. Dazu 
wurde extra eine Sondersitzung des Bundesrats einberufen, sodass 
das Gesetz noch vor Juli verkündet werden konnte. 

· Umsatzsteuer: Die Umsatzsteuersätze werden vom 1. Juli 2020 
bis zum 31. Dezember 2020 von 19 auf 16 % und von 7 auf 5 % 
gesenkt. Das Bundesfinanzministerium hat dazu angekündigt, 
dass die Finanzverwaltung alles daransetzen will, die Anwen-
dung der neuen Regelungen für die Unternehmen möglichst fle-
xibel und praktikabel zu gestalten. Geplant ist beispielsweise 
eine Nichtbeanstandungsregelung, nach der Rechnungen für 
Leistungen im Juli 2020, die noch den alten Steuersatz auswei-
sen, nicht zwangsläufig berichtigt werden müssen, solange auch 
der höhere Steuerbetrag ans Finanzamt abgeführt wird. 

· Kinderbonus: Das Kindergeld wird um einen Einmalbetrag von 
300 Euro erhöht. Die Auszahlung erfolgt in zwei gleichen Teilen 
von jeweils 150 Euro im September und Oktober 2020. Berück-
sichtigt werden alle Kinder, für die mindestens in einem Monat 
des Jahres 2020 ein Kin-
dergeldanspruch besteht. 
Gibt es im September 2020 
jedoch keinen Anspruch, 
erfolgt die Auszahlung des 
Kinderbonus nicht zwin-
gend im September und 
Oktober 2020 und nicht 
zwingend in Teilbeträgen.  
Für die Einmalbeträge gel-
ten ansonsten grundsätzlich alle Vorschriften, die auch für das 
monatlich gezahlte Kindergeld maßgebend sind. Da der steuer-
liche Kinderfreibetrag unverändert bleibt, wird der Kinderbonus 
für Besserverdiener mit dem steuerlichen Freibetrag verrechnet. 
Auf Unterhaltsvorschüsse und andere Sozialleistungen wird der 
Kinderbonus jedoch ausdrücklich nicht angerechnet. 

· Alleinerziehende: Aufgrund der eingeschränkten Betreuungs-
möglichkeiten für Kinder in der Corona-Krise und der besonde-
ren Herausforderungen, die sich für Alleinerziehende dadurch 
stellen, wird der Entlastungsbetrag für Alleinerziehende befris-
tet auf 2020 und 2021 von derzeit 1.908 Euro um 2.100 Euro auf 
4.008 Euro angehoben. Der Erhöhungsbetrag pro weiterem Kind 
in Höhe von 240 Euro bleibt unverändert. Beim Lohnsteuerab-
zug wird der zeitlich begrenzte Zuschlag über einen Freibetrag 
berücksichtigt. Den Antrag auf Gewährung des Freibetrags muss 
der Arbeitnehmer bei seinem Wohnsitzfinanzamt stellen. In 
2020 wird der Zuschlag dann auf die verbleibenden Lohnzah-
lungszeiträume verteilt. Wird 2020 ein entsprechender Antrag 
gestellt, muss für 2021 kein weiterer Antrag gestellt werden. 
Das Finanzamt kann den Zuschlag von 2.100 Euro auch ohne An-
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Steuereinnahmen brechen 
dramatisch ein 

Die Corona-Pandemie hinterlässt auch im 
Ergebnis der halbjährlichen Steuerschät-
zung deutliche Spuren: Verglichen mit der 
Steuerschätzung vom Oktober 2019 wer-
den die Steuereinnahmen insgesamt im 
Jahr 2020 um 98,6 Mrd. Euro niedriger 
ausfallen als erwartet. Für den Bund er-
geben sich dabei Mindereinnahmen von 
44,0 Mrd. Euro und für die Länder von 
35,0 Mrd. Euro. Die Einnahmen der Ge-
meinden sinken um 15,6 Mrd. Euro. Auch 
in den Jahren 2021 bis 2024 wird das 
Steueraufkommen unter den Schätzwer-
ten vom Oktober 2019 liegen. In jedem 
Jahr gehen die Steuerschätzer von 50 bis 
60 Mrd. Euro an Mindereinnahmen aus. 
Noch nie in seiner 65-jährigen Geschichte 
mussten die Steuerschätzer mit so vielen 
Unwägbarkeiten zurechtkommen. Um den 
kommenden Haushalt 2021 auf solide Fü-
ße zu stellen, werden die Steuerschätzer 
daher Anfang September eine Interims-
Steuerschätzung vornehmen. 
 

Mindestlohn soll bis Juli 2022 
auf 10,45 Euro steigen 

Der gesetzliche Mindestlohn, der zuletzt 
am 1. Januar 2020 auf 9,35 Euro angeho-
ben wurde, soll bis zum 1. Juli 2022 in 
vier Stufen von derzeit 9,35 Euro auf 
10,45 Euro steigen. Darauf hat sich die 
Mindestlohnkommission Ende Juni ein-
stimmig geeinigt. Nach dem Vorschlag der 
Kommission ist die nächste Anhebung für 
den 1. Januar 2021 vorgesehen, dann auf 
zunächst 9,50 Euro. Ein halbes Jahr später 
folgt die zweite Anhebung auf 9,60 Euro. 
Auch für 2022 sind zwei Anhebungen im 
Abstand von je sechs Monaten geplant – 
zum 1. Januar 2022 auf 9,82 Euro und 
schließlich zum 1. Juli 2022 auf  10,45 Eu-
ro. Die Bundesregierung muss die künftige 
Höhe des Mindestlohns noch per Verord-
nung festlegen. Sie folgt aber in der Regel 
dem Vorschlag der Kommission. 
 

Mögliche Fristverlängerung für 
Umrüstung elektronischer Kassen 

Aufgrund der Corona-Krise hat sich nach 
Bayern und Nordrhein-Westfalen nun auch 
Sachsen für eine Verlängerung der Nicht-
beanstandungsregelung bei Verwendung 
elektronischer Registrierkassen ohne die 
vorgeschriebene technische Sicherungs-
einrichtung ausgesprochen. Statt bis zum 
30. September 2020 sollten betroffene 



 C

trag des Arbeitnehmers in die ELStAM einpflegen, wenn die 
technischen Voraussetzungen dafür vorliegen. Im Zweifel hilft 
ein Anruf beim Finanzamt bei der Klärung der Frage, ob im Ein-
zelfall ein gesonderter Antrag notwendig ist. Soweit beim Lohn-
steuerabzug kein Freibetrag berücksichtigt wurde, erfolgt die 
steuerliche Entlastung über die Einkommensteuerveranlagung. 

· Verlustrücktrag: Der Höchstbetrag beim Verlustrücktrag wird 
für Verluste in den Veranlagungszeiträumen 2020 und 2021 von 
1 Mio. Euro auf 5 Mio. Euro bei Einzelveranlagung und von 2 Mio. 
Euro auf 10 Mio. Euro bei Zusammenveranlagung angehoben. 
Außerdem wird die im April eingeführte Regelung zur Berück-
sichtigung des Verlustrücktrags bereits bei den Vorauszahlungen 
für 2019 gesetzlich festgeschrieben und ausgeweitet. Der vor-
läufige Verlustrücktrag für 2020 beträgt pauschal 30 % des Ge-
samtbetrags der Einkünfte, die den Vorauszahlungen für 2019 
zugrunde gelegt wurden. Er tritt an die Stelle des bisherigen 
pauschalierten Verlustrücktrags in Höhe von 15 %. Der Steuer-
zahler kann aber auch eine Herabsetzung um mehr als 30 % be-
antragen, wenn er diesen voraussichtlichen Verlustrücktrag an-
hand detaillierter Unterlagen nachweisen kann. 

· Abschreibung: Für bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagever-
mögens, die in den Jahren 2020 und 2021 angeschafft oder her-
gestellt werden, ist anstelle der linearen Abschreibung auch ei-
ne degressive Abschreibung von bis zu 25 %, höchstens aber 

dem Zweieinhalbfachen 
der linearen Abschreibung 
möglich. Abschreibungen 
wirken sich zwar grund-
sätzlich erst im Rahmen 
der Steuerveranlagung 
aus. Allerdings kann die 
Tatsache, dass für eine 
Investition die degressive 
Abschreibung anstelle der 

linearen Abschreibung in Anspruch genommen werden kann, be-
reits unterjährig bei der Festsetzung der Vorauszahlungen be-
rücksichtigt werden. Soweit für ein bewegliches Wirtschaftsgut 
auch die Voraussetzungen zur Inanspruchnahme von Sonderab-
schreibungen vorliegen, können diese neben der degressiven 
Abschreibung in Anspruch genommen werden. 

· Investitionsabzugsbetrag: Geltend gemachte Investitionsab-
zugsbeträge müssen grundsätzlich bis zum Ende des dritten auf 
den Abzug folgenden Wirtschaftsjahres für Investitionen ver-
wendet werden. Andernfalls sind sie rückgängig zu machen und 
auf die daraus resultierenden Steuernachforderungen fallen 
Zinsen an. Für in 2017 abgezogene Beträge stellt sich für viele 
Betriebe das Problem, dass infolge der Corona-Krise nicht wie 
geplant in 2020 investiert werden kann. Zur Vermeidung der da-
raus resultierenden negativen Effekte wird daher die Frist für 
Investitionsabzugsbeträge, deren dreijährige Investitionsfrist in 
2020 ausläuft, um ein Jahr auf vier Jahre verlängert. Unter-
nehmer können die Investition also in 2021 ohne negative steu-
erliche Folgen nachholen. 

· Reinvestitionsrücklage: Sofern eine Reinvestitionsrücklage am 
Schluss des nach dem 28. Februar 2020 und vor dem 1. Januar 
2021 endenden Wirtschaftsjahres noch vorhanden ist und aufzu-
lösen wäre, endet die Reinvestitionsfrist nun erst am Schluss 
des darauffolgenden Wirtschaftsjahres. Dies soll die Liquidität 
der Unternehmen während der Corona-Pandemie erhalten, in-

Unternehmen bis zum 31. März 2021 Zeit 
haben, um ihre Kassensysteme an die ge-
setzlich vorgegebene Sicherheitseinrich-
tung anzupassen. Dazu müssen Bund und 
Länder die aktuell geltende Nichtbean-
standungsregelung gemeinsam verlängern. 
Die Forderung der Länder ist zwar noch 
keine Garantie für eine solche Verlänge-
rung, aber diese wird damit sehr wahr-
scheinlich. 
 

Mehrheit der Bundesländer prüft 
eigenes Grundsteuer-Modell 

Laut einer Umfrage der Deutschen Presse-
Agentur denkt die Mehrheit der Bundes-
länder über ein eigenes Modell für die Re-
form der Grundsteuer nach. Bei der Ge-
setzgebung im vergangenen Jahr wurde 
vor allem auf Druck Bayerns eine Öff-
nungsklausel ins Gesetz aufgenommen, 
die den Bundesländern das Recht gibt, 
statt des Bundesmodells auch ein eigenes 
Grundsteuerkonzept umzusetzen. Mit Ba-
den-Württemberg, Bayern, Hessen und 
Niedersachsen haben sich bereits vier 
Länder darauf festgelegt, ein einfacheres 
Modell umsetzen zu wollen. Sechs weitere 
Länder wollen dagegen definitiv beim 
Bundesmodell bleiben. Dazu zählen Ber-
lin, Bremen, Rheinland-Pfalz, das Saar-
land, Schleswig-Holstein und Thüringen. 
Die übrigen sechs Bundesländer sind noch 
unentschlossen, prüfen aber zumindest 
die Umsetzung eines eigenen Modells. 
 

Umsatzsteuerliche Behandlung 
der Corona-Soforthilfe 

Das Bayerische Landesamt für Steuern 
weist darauf hin, dass die Corona-
Soforthilfen für Unternehmen zwar bei 
der Einkommen- oder Körperschaftsteuer 
als Betriebseinnahme zu erfassen sind. 
Aus umsatzsteuerlicher Sicht handelt es 
sich aber um echte nichtsteuerbare Zu-
schüsse, die weder in den Umsatzsteuer-
Voranmeldungen noch in den Umsatzsteu-
er-Jahreserklärungen als steuerfreie oder 
nicht steuerbare Umsätze anzugeben 
sind. Fehleintragungen in den Erklärungs-
vordrucken führen zu unnötigen Rückfra-
gen seitens des Finanzamts und damit zu 
zeitlichen Verzögerungen bei der Bearbei-
tung der Umsatzsteuer-Voranmeldungen 
sowie der Erstattung angemeldeter Vor-
steuerguthaben. Für die anderen finanzi-
ellen Unterstützungsangebote von Bund 
und Ländern (Darlehensprogramme, Bürg-
schaftsprogramme etc.) ist die steuerli-
che Behandlung dagegen im Einzelfall zu 
prüfen, da diese steuerlich teilweise an-
ders zu bewerten sind. 



 D 

dem in diesem Zeitraum keine Reinvestitionen zur Vermeidung 
der Rücklagenauflösung mit Gewinnzuschlag erzwungen werden.  

· Einfuhrumsatzsteuer: Seit einigen Jahren wird das in Deutsch-
land praktizierte Erhebungsverfahren für die Einfuhrumsatz-
steuer von der Wirtschaft kritisiert. Daher wird die Fälligkeit 
der Einfuhrumsatzsteuer nun auf den 26. Tag des zweiten auf 
die Einfuhr folgenden Monats verschoben. Die Verschiebung des 
Fälligkeitstermins um rund sechs Wochen führt zu einem Liqui-
ditätseffekt, von dem zunächst alle einführenden Unternehmen 
profitieren. Zusätzlich ist 
durch die Verschiebung 
auch für die große Zahl 
von Unternehmen, die eine 
Dauerfristverlängerung für 
die Abgabe der Umsatz-
steuer-Voranmeldung nut-
zen, künftig eine unmit-
telbare Verrechnung von 
Einfuhrumsatzsteuer und 
Vorsteuerguthaben möglich. Dadurch wird eine Angleichung der 
Wettbewerbsbedingungen an andere EU-Staaten erreicht, in 
denen bereits seit längerer Zeit eine unmittelbare Verrechnung 
möglich ist. Ab wann genau die neue Fälligkeitsregelung gilt, 
wird die Finanzverwaltung noch in einem separaten Erlass be-
kannt geben, sobald feststeht, bis wann die IT-Voraussetzungen 
geschaffen werden können. Die Bundesregierung strebt an, eine 
Anwendung der Neuregelung im Januar 2021 zu erreichen. 

· Firmenwagen: Für Firmenwagen, die keine CO2-Emissionen ha-
ben, ist für die private Nutzung im Rahmen der 1 %-Regelung 
nur ein Viertel des Bruttolistenpreises und bei der Fahrtenbuch-
regelung nur ein Viertel der Anschaffungskosten oder vergleich-
barer Aufwendungen anzusetzen. Dies gilt jedoch nur, wenn der 
Bruttolistenpreis des Firmenwagens nicht mehr als 40.000 Euro 
beträgt. Dieser Höchstbetrag wird nun auf 60.000 Euro angeho-
ben. Die Änderung gilt rückwirkend ab dem 1. Januar 2020 für 
Fahrzeuge, die nach dem 31. Dezember 2018 angeschafft, ge-
least oder erstmalig zur privaten Nutzung überlassen wurden. 

· Forschungszulage: Die steuerliche Förderung von Forschung 
und Entwicklung wird ausgeweitet. Bisher war vorgesehen, für 
ab dem 1. Januar 2020 begonnene Forschungs- und Entwick-
lungsvorhaben eine Forschungszulage in Höhe von 25 % von ei-
ner maximalen Bemessungsgrundlage von 2 Mio. Euro zu gewäh-
ren. Dieser Maximalbetrag wird für förderfähige Aufwendungen, 
die nach dem 31. Dezember 2019 und vor dem 1. Januar 2026 
entstanden sind, auf 4 Mio. Euro angehoben. Damit wird die 
maximale Höhe der Forschungszulage in diesem Zeitraum pro 
Jahr auf 1 Mio. Euro verdoppelt. 

· Gewerbesteuer-Hinzurechnung: Bisher sind die Hinzurech-
nungsbeträge bei der Gewerbesteuer in der Höhe zu berücksich-
tigen, in der sie einen Freibetrag von 100.000 Euro überschrei-
ten. Dieser Freibetrag wird nun ab dem Veranlagungszeitraum 
2020 auf 200.000 Euro verdoppelt. 

· Gewerbesteuer-Anrechnung: Der Ermäßigungsfaktor, mit dem 
die Gewerbesteuer bei gewerblichen Einkünften auf die Ein-
kommensteuer angerechnet wird, steigt ab 2020 von 3,8 auf 4,0. 
Diese Erhöhung auf das Vierfache des Gewerbesteuer-
Messbetrags trägt den in den letzten Jahren gestiegenen Ge-
werbesteuer-Hebesätzen Rechnung. ³ 

Pfändung der Corona-Soforthilfe 
durch das Finanzamt ist unzulässig 

Eine Kontenpfändung des Finanzamts, die 
auch Beträge der Corona-Soforthilfe um-
fasst, hält das Finanzgericht Münster für 
rechtswidrig. Das Gericht hat deshalb im 
Streitfall das Finanzamt verpflichtet, die 
Kontenpfändung für drei Monate – also 
den Zeitraum, für den Soforthilfe gewährt 
wird - einstweilen einzustellen. Für den 
Antrag bestehe ein Rechtsschutzbedürf-
nis, weil die Corona-Soforthilfe nicht von 
den zivilrechtlichen Pfändungsschutzrege-
lungen erfasst werde. Durch eine Pfän-
dung des Kontoguthabens werde die 
Zweckbindung der Soforthilfe beeinträch-
tigt. Die Soforthilfe ist ausschließlich zur 
Milderung der finanziellen Notlage des 
Unternehmens im Zusammenhang mit der 
Corona-Pandemie bestimmt. Sie dient 
nicht der Befriedigung von Gläubigeran-
sprüchen, die vor dem 1. März 2020 ent-
standen sind. 
 

Willkürliche Versorgungsleistung  
ist keine Sonderausgabe 

Zu den Sonderausgaben gehören auch die 
bei einer Betriebsübertragung vereinbar-
ten Versorgungsleistungen, die dem bis-
herigen Betriebsinhaber gezahlt werden. 
Allerdings müssen die Vertragspartner den 
eingegangenen Verpflichtungen auch tat-
sächlich nachkommen - die Leistungen 
müssen wie vereinbart erbracht werden. 
Zwar liegt es in der Natur der Sache, dass 
die Vertragspartner auf geänderte Be-
darfslagen und andere Umstände ange-
messen reagieren. Erfolgen die Zahlungen 
dagegen in unregelmäßiger Höhe, ohne 
dass dies durch Änderungen der Verhält-
nisse gerechtfertigt wäre, sind sie nach 
einer Entscheidung des Finanzgerichts 
Münster nicht als Sonderausgabenabzug 
anzuerkennen. 
 

Behandlung der Investitions-
zulage bei Überentnahmen 

Bei der Berechnung nicht abziehbarer 
Schuldzinsen aufgrund von Überentnah-
men ist der bilanzielle Gewinn nicht um 
eine steuerfreie Investitionszulage zu kür-
zen, weil diese positiv auf die Kapital-
entwicklung des Unternehmens wirkt. Mit 
diesem Urteil widerspricht der Bundesfi-
nanzhof den Vorgaben der Finanzverwal-
tung und stellt fest, dass es einen Unter-
schied zwischen allgemeinem und steuer-
lichem Gewinn gibt. Daher sind nicht ab-
ziehbare Betriebsausgaben dem Gewinn 
bei der Berechnung der nicht abziehbaren 
Schuldzinsen nicht hinzuzurechnen. 
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Überbrückungshilfe als Ergänzung der Soforthilfe 

Besonders von der Corona-Krise betroffene Unternehmen er-
halten nach dem Auslaufen der Soforthilfe eine weitere Über-
brückungshilfe zur Sicherung der betrieblichen Existenz. 

Während viele Betriebe ihre Tätigkeit auch während der Corona-
Krise mehr oder weniger erfolgreich fortführen konnten, haben die 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Corona-Pandemie einige Bran-
chen besonders stark getroffen. Von März bis Mai hat der Bund 
deshalb allen betroffenen Unternehmen und Solo-Selbstständigen 
eine unbürokratische Soforthilfe gewährt. Damit alle Betroffenen, 
deren Geschäftsbetrieb durch die Corona-Krise immer noch einge-
schränkt ist, weiterhin finanzielle Unterstützung erhalten, hat die 
Bundesregierung nun eine Überbrückungshilfe für die Monate Juni 
bis August als Fortsetzung der Soforthilfe beschlossen. 

Antragsberechtigt für die Überbrückungshilfe sind Unternehmen, 
gemeinnützige Organisationen und Solo-Selbstständige aus allen 
Wirtschaftsbereichen, soweit sie sich nicht für den Wirtschaftssta-
bilisierungsfonds qualifizieren und ihre Geschäftstätigkeit auf-
grund der Corona-Krise vollständig oder in wesentlichen Teilen 
einstellen mussten. Diese zweite Voraussetzung gilt dann als er-
füllt, wenn der Umsatz im April und Mai 2020 zusammengenom-
men um mindestens 60 % gegenüber April und Mai 2019 eingebro-
chen ist. Bei Unternehmen, die nach April 2019 gegründet worden 
sind, sind stattdessen November und Dezember 2019 zum Ver-
gleich heranzuziehen. 

Wie die Soforthilfe ist auch die Überbrückungshilfe zur Deckung 
nicht einseitig veränderbarer Fixkosten im Förderzeitraum be-
stimmt. Das umfasst folgende laufende Ausgaben: 

· Grundsteuern, Mieten und Pachten für Immobilien, die in un-
mittelbarem Zusammenhang mit der Geschäftstätigkeit stehen 

· Weitere Mietkosten für betrieblich genutzte Wirtschaftsgüter 

· Zinsaufwendungen für Kredite und Darlehen sowie Finanzie-
rungskostenanteile von Leasingraten 

· Notwendige Instandhaltung, Wartung oder Einlagerung von An-
lagevermögen und gemieteten Wirtschaftsgütern 

· Elektrizität, Wasser, Heizung, Reinigung, Hygienemaßnahmen 

· Betriebliche Lizenzgebühren, Versicherungen, Abonnements 
und andere feste Ausgaben 

· Kosten für Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer, die im Rah-
men der Beantragung der Corona-Überbrückungshilfe anfallen 

· Personalaufwendungen im Förderzeitraum, die nicht von Kurz-
arbeitergeld erfasst sind, werden pauschal mit 10 % der vorge-
nannten Fixkosten gefördert; dazu kommen die Kosten für Aus-
zubildende. Lebenshaltungskosten oder ein Unternehmerlohn 
sind nicht förderfähig. 

· Provisionen, die Inhaber von Reisebüros den Reiseveranstaltern 
aufgrund Corona-bedingter Stornierungen zurückgezahlt haben 

Mit Ausnahme der letzten drei Punkte müssen die Fixkosten vor 
dem 1. März 2020 begründet worden sein und dürfen nicht an ver-
bundene Unternehmen oder an Unternehmen gehen, die densel-
ben Inhaber haben oder von derselben Person beherrscht werden. 
Sind die Voraussetzungen erfüllt, dann kann der Antrag bis zum 31. 
August 2020 gestellt werden. 

Rückwirkung und Voraussetzungen 
einer Rechnungsberichtigung 

Die Rückwirkung einer Rechnungsberichti-
gung beim Vorsteuerabzug gilt unabhängig 
davon, ob die Berichtigung zum Vorteil 
oder zum Nachteil des Leistungsempfän-
gers ist. Auch die Stornierung einer Rech-
nung samt Neuausstellung einer Ersatz-
rechnung kann eine solche Rückwirkung 
auslösen, hat der Bundesfinanzhof ent-
schieden. Voraussetzung für die Rückwir-
kung einer Rechnungsberichtigung ist je-
doch, dass die zu berichtigende Rechnung 
falsche oder unvollständige Angaben ent-
hält, die einer Rechnungsberichtigung zu-
gänglich sind. 
 

Höhe der Säumniszuschläge 
ist verfassungskonform 

Gegen die Höhe der Säumniszuschläge von 
1 % pro Monat bestehen trotz des derzeit 
niedrigen Zinsniveaus keine verfassungs-
rechtlichen Einwände. Für das Finanzge-
richt Münster steht fest, dass die Beden-
ken des Bundesfinanzhofs zur Höhe der 
Nachzahlungszinsen nicht auf Säumniszu-
schläge übertragbar sind. Diese seien we-
der Zinsen noch Strafen, sondern in erster 
Linie Druckmittel zur Durchsetzung fälli-
ger Steuern. Der Zinseffekt sei lediglich 
ein Nebeneffekt, der erst dann in den 
Vordergrund trete, wenn bei einer Über-
schuldung oder Zahlungsunfähigkeit der 
Normzweck des Druckmittels nicht ein-
greife. Daraus lässt sich jedoch keine Ver-
fassungswidrigkeit der Regelung ableiten. 
 

Werbungskostenabzug von 
Taxikosten für den Arbeitsweg 

Für den Weg zur Arbeit lässt das Gesetz 
im Normalfall nur Werbungskosten in Hö-
he der Entfernungspauschale zu. Eine 
Ausnahme gilt für öffentliche Verkehrs-
mittel, bei denen die tatsächlichen Kos-
ten abziehbar sind. Das Finanzgericht 
Thüringen hat nun festgestellt, dass auch 
ein Taxi als öffentliches Verkehrsmittel 
im Sinne dieser Vorschrift anzusehen ist. 
Daher können die per Taxi durchgeführten 
Fahrten von der Wohnung zur ersten Tä-
tigkeitsstätte nicht nur in Höhe der Ent-
fernungspauschale, sondern in Höhe der 
tatsächlich angefallenen Ausgaben als 
Werbungskosten geltend gemacht wer-
den. Auch wenn Taxis nicht im gleichen 
Ausmaß wie Linienverkehr die Straßenaus-
lastung minimieren, sprechen umwelt- 
und verkehrspolitische Gründe für eine 
steuerrechtliche Privilegierung, meint das 
Gericht. Das Finanzamt hat jedoch Revisi-
on beim Bundesfinanzhof eingelegt. 



 F

Wie hoch die Überbrückungshilfe ausfällt, hängt sowohl von der 
Größe des Unternehmens als auch von der Höhe des Umsatzein-
bruchs ab. Bei mehr als 70 % Umsatzeinbruch im jeweiligen För-
dermonat gegenüber dem Vorjahresmonat werden 80 % der Fixkos-
ten erstattet, bei 50 % bis 70 % Umsatzeinbruch beträgt die Erstat-
tung 50 % und bei einem Umsatzeinbruch von mindestens 40 % ist 
auch die Erstattung auf 40 % beschränkt. Liegt der Umsatz im För-
dermonat bei wenigstens 60 % des korrespondierenden Vorjah-
resmonats, entfällt die Überbrückungshilfe anteilig für diesen För-
dermonat. Wie die Soforthilfe ist auch die Überbrückungshilfe als 
Betriebseinnahme zu erfassen und damit steuerpflichtig. 

Neben diesen umsatzabhängigen Grenzen ist die Förderung aber 
auch auf einen Maximalbetrag beschränkt, der sich an der Sofort-
hilfe orientiert: Bei bis zu fünf Vollzeitbeschäftigten werden ma-
ximal 9.000 Euro für drei Monate gewährt, bei bis zu zehn Be-
schäftigten 15.000 Euro, darüber bis zu 150.000 Euro. Die beiden 
von der Beschäftigtenzahl abhängigen Maximalbeträge können nur 
in begründeten Ausnahmefällen überschritten werden. Ein solcher 
Ausnahmenfall liegt vor, wenn die Überbrückungshilfe auf Basis 
der erstattungsfähigen Fixkosten mindestens doppelt so hoch wäre 
wie der maximale Erstattungsbetrag.  

Im Gegensatz zur Soforthilfe muss die Überbrückungshilfe zwin-
gend vom Steuerberater oder Wirtschaftsprüfer stellvertretend für 
den Betrieb beantragt werden. Der Steuerberater muss nämlich 
nicht nur im Vorfeld den Umsatzausfall und die Höhe der dem An-
trag zugrunde gelegten Fixkosten bestätigen, sondern später auch 
die tatsächliche Umsatz- und Fixkostenentwicklung in den För-
dermonaten als unabhängige Instanz bestätigen. Ergeben sich im 
Nachhinein Abweichungen von der Umsatz- und Kostenprognose, 
dann sind bereits ausgezahlte Zuschüsse teilweise zurückzuzahlen 
oder werden nachträglich aufgestockt. ³ 

 

Falls diese Informationen Ihr Interesse gefunden haben und Sie 
noch Fragen oder Interesse an einer Beratung haben, stehen wir 
Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte vereinbaren Sie dann einen Ter-
min oder wenden Sie sich per Fax an uns. 

Mit freundlichen Grüßen 

 
 

 
 

eichholz und partner 
 

Überführung von Aktien vom 
Betriebs- in das Privatvermögen 

Seit Einführung der Abgeltungsteuer zum 
1. Januar 2009 gehört der Verkauf von Ak-
tien unabhängig von deren Haltedauer zu 
den Einkünften aus Kapitalvermögen. Ent-
scheidend für die Steuerpflicht ist aber, 
dass die Aktien nach der Einführung der 
Abgeltungsteuer erworben wurden – der 
Verkauf von vor 2009 erworbenen Aktien 
ist weiterhin steuerfrei. Dazu hat das Fi-
nanzgericht Münster nun entschieden, 
dass die Überführung von vor 2009 erwor-
benen Aktien vom Betriebs- in das Privat-
vermögen nicht einem Erwerb gleich-
steht. Ein späterer Veräußerungsgewinn 
aus dem Verkauf dieser Aktien führt des-
halb nicht zu Einkünften aus Kapitalver-
mögen. 
 

Kindergeld für ein vor oder in der 
Ausbildung erkranktes Kind 

Der Anspruch auf Kindergeld für ein Kind 
ohne Ausbildungsplatz setzt voraus, dass 
das Kind ausbildungswillig ist, es ihm aber 
trotz ernsthafter Bemühungen nicht ge-
lungen ist, eine Berufsausbildung zu be-
ginnen oder fortzusetzen. Ein ausbil-
dungswilliges Kind, das infolge einer Er-
krankung daran gehindert ist, sich ernst-
lich um eine Berufsausbildung zu bemü-
hen oder eine Ausbildung aufgrund der 
Erkrankung vorerst abbrechen muss, ist 
nach Ansicht des Finanzgerichts Hamburg 
beim Anspruch auf Kindergeld ebenso zu 
behandeln wie ein Kind, das sich ernst-
haft um einen Ausbildungsplatz bemüht, 
aber keinen Ausbildungsplatz findet. 

 


